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1.  Steuerberater*in: Ein vielfältiger Beruf 
 
Der Tätigkeitsbereich von Steuerberater*innen ist besonders abwechslungsreich. Ent-
gegen mancher Klischees erstellen sie nicht nur Steuererklärungen und überprüfen 
Steuerbescheide. Der Berufsstand unterstützt Mandant*innen auch vorausschauend 
bei der optimalen Steuergestaltung und vertritt sie gegenüber der Finanzverwaltung. 
Auch aus dem Unternehmensalltag sind Steuerberater*innen nicht mehr wegzuden-
ken. Mit vereinbaren Tätigkeiten, wie betriebswirtschaftlicher Beratung bei Rech-
nungswesen und Controlling, Kostenanalysen oder Finanzierungsentscheidungen, 
sorgen sie dafür, dass ihre Mandant*innen bei fachlich komplexen Zusammenhängen 
den Überblick behalten. Gesetzgebung, Rechtsprechung und Entwicklungen in der 
Verwaltungspraxis ändern sich ständig und jedes Mandat ist individuell  das macht 
den Kanzleialltag so abwechslungsreich. Darüber hinaus bringt die Tätigkeit noch wei-
tere Vorteile mit sich: 
 
Beruf mit Zukunft: Steuerberatung ist eine krisensichere Tätigkeit, denn Steuern und 
die damit verbundene Nachfrage an kompetenter Beratung wird es immer geben. Der 
Bedarf bei Unternehmen, Organisationen und Privatleuten steigt stetig und der Berufs-
stand wächst jährlich um ca. 1 bis 2 Prozent. 
 
Digitalisierung: Steuerberater*innen arbeiten schon lange nicht mehr nur mit Stift und 
Papier. Berufseinsteiger*innen erwartet computeraffines Arbeiten mit speziellen Sys-
temen zur Datenverarbeitung und -speicherung sowie zum Datentransfer. Das Know-
how der Steuerberater*innen zum Einsatz spezieller Software ist heutzutage bei Man-
dant*innen gefragter denn je. 
 
Gutes und sicheres Einkommen: Steuerberater*innen müssen sich keine Sorgen 
um ihre finanzielle Zukunft machen. Das regelmäßige Einkommen ermöglicht es, die 
berufliche Zukunft sicher zu planen. 
 
Vertrauensverhältnis: Berufsangehörige haben Einblick in das persönliche Umfeld 
ihrer Mandant*innen oder in Unternehmensinterna. Dieses Wissen erfordert ein hohes 
Maß an Integrität und macht die Beziehung zwischen Steuerberater*in und Mandant*in 
zu einem besonderen Vertrauensverhältnis. 
 
Freier Beruf: Steuerberater*innen beraten ihre Mandant*innen eigenverantwortlich 
und gewissenhaft. Sie arbeiten verschwiegen als Interessensvertreter*innen der steu-
erpflichtigen Bürger sowie der Unternehmen im nationalen und internationalen Kon-
text. Sie handeln  im Rahmen der gültigen Gesetze  unabhängig vom Staat und von 
Dritten. 
 
Fortbildung: Neben Steuerberaterprüfung und Praxiserfahrung sichert der Berufs-
stand vor allem mit stetiger Fortbildung seine hohe berufliche Qualifikation. Steuerbe-
rater*innen stehen alle Türen für ein flexibles Berufsleben offen  ob als selbstständi-
ger Kanzleiinhaber*in oder als angestellte*r Steuerberater*in in einem Unternehmen 
oder einer Organisation. 
 
Spezialisierungen: Mit der wachsenden Globalisierung steigt bei den Mandaten auch 
der Bedarf an steuerlicher Beratung auf internationaler Ebene. Steuerberater*innen 
können sich beispielsweise mit Fortbildungen zum*zur achberater*in für 
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Internationales Steuerrecht *zur Fachberater*in für Zölle und Verbrauch-
steuern weiter spezialisieren. 
 
Zusätzlich gibt es noch die vereinbaren Tätigkeiten, die immer mehr an Bedeutung 
gewinnen und mittlerweile für eine zukunftsfähige Kanzlei unerlässlich sind. Hierzu 
zählt beispielsweise die bereits erwähnte betriebswirtschaftliche Beratung. Steuerbe-
rater*innen kennen die Betriebe ihrer Mandant*innen sehr genau und beraten daher 
fundiert in den Bereichen Rechnungswesen und Controlling sowie bei der Kosten-, 
Rentabilitäts- und Liquiditätsanalyse. Sie sind aber auch als Treuhänder*innen oder 
als Mediator*innen, Testamentsvollstrecker*innen, Insolvenz- und Vergleichsverwal-
ter*innen oder Liquidator*innen tätig. Diese Gebiete sind aber nicht Bestandteil der 
Steuerberaterprüfung. 
 
Steuerberatung kann und darf nicht jeder! Wer Steuerberater*in sein möchte, muss 
zuerst die Steuerberaterprüfung ablegen und zum*zur Steuerberater*in bestellt wer-
den. Die Wege zur Prüfung und der Berufseinstieg werden in den nachfolgenden Ka-
piteln des Hochschul- und Studienführers erklärt.  
 
Mehr Informationen sowie Zahlen und Fakten zum Beruf des*der Steuerberater*in sind 
in der BStBK-Broschüre  verfügbar. 
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2. Die Wege zum Berufsziel Steuerberater*in 
 
Steuerberater*in werden kann man auf zwei verschiedenen Wegen: dem Akademiker- 
und dem Praktiker-Zugang. Bei beiden Zugangswegen sind drei Schritte nötig:  
 
Beim Akademiker-Zugang ist die erste Voraussetzung ein erfolgreich abgeschlosse-
nes wirtschafts- oder rechtswissenschaftliches Studium. Ebenfalls ausreichend ist ein 
Hochschulstudium, das mindestens zu 20 Prozent eine wirtschaftswissenschaftliche 
Fachrichtung aufweist. Dieser Zugangsweg wird in diesem Hochschul- und Studien-
führer schwerpunktmäßig erläutert. Für den Praktiker-Zugang ist dagegen eine kauf-
männische Berufsausbildung (z. B. zum*zur Steuerfachangestellten) die Basis auf 
dem Weg zur Steuerberaterprüfung. 
 
Die zweite Voraussetzung für die Zulassung zum Steuerberater-Examen ist die Be-
rufspraxis. Dafür muss eine praktische Tätigkeit in einem Umfang von mindestens 16 
Wochenstunden auf dem Gebiet der von Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwal-
teten Steuern absolviert werden. Die Dauer dieser vorgeschriebenen praktischen Tä-
tigkeit ist von der vorherigen Qualifikation abhängig. 
 
Beim Akademiker-Zugang beträgt die erforderliche Praxiszeit entweder zwei oder drei 
Jahre. Hier wird zwischen einem Studium mit einer Regelstudienzeit von mindestens 
vier Jahren und weniger als vier Jahren differenziert. Ein längeres Studium bedeutet 
in diesem Fall weniger Praxiszeit. Aber auch mit einer abgeschlossenen kaufmänni-
schen Berufsausbildung und einer Praxiszeit von mindestens acht Jahren ist eine Zu-
lassung zur Steuerberaterprüfung möglich. Wer die Prüfung zum*zur Steuerfachwirt*in 
oder zum*r geprüften Bilanzbuchhalter*in erfolgreich ablegt, kann seine Praxiszeit auf 
sechs Jahre verkürzen.  
 
Die dritte Voraussetzung auf dem Weg zum*zur Steuerberater*in ist die bestandene 
Steuerberaterprüfung. 
 
Alle Voraussetzungen sind gesetzlich im Steuerberatungsgesetz (StBerG) und in der 
Verordnung zur Durchführung der Vorschriften über Steuerberater*innen, Steuerbe-
vollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften (DVStB) verankert.1 
 
Ein schneller Überblick zu den Wegen bis hin zum*zur Steuerberater*in ist auch im 
BStBK-Flyer  zu finden. 
 
 
2.1 Zulassungsvoraussetzungen 
 
Alle Berufsanwärter*innen müssen gleichermaßen die Steuerberaterprüfung ablegen 

 unabhängig davon, ob sie sich für den Akademiker- oder den Praktiker-Zugang ent-
schieden haben. Die Steuerberaterkammern in den einzelnen Bundesländern prüfen 
die Zugangsvoraussetzungen und lassen nur Bewerber zur Prüfung zu, die die gesetz-
lich festgelegten Anforderungen an die Vorbildung im Steuerberatungsgesetz 
(StBerG) erfüllen. Diese Vorbildungsvoraussetzungen sind in § 36 Abs. 1 StBerG ge-
regelt:  

                                                 
1 Die entsprechenden rechtlichen Grundlagen sind auf den Seiten 64 ff. des Hochschul- und Studien-
führers zum Nachlesen enthalten. 
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Die Zulassung zur Steuerberaterprüfung setzt voraus, dass der*die Bewer-
ber*in, 
 
1. ein wirtschaftswissenschaftliches oder rechtswissenschaftliches Hochschul-
studium oder ein anderes Hochschulstudium mit wirtschaftswissenschaftlicher 
Fachrichtung erfolgreich abgeschlossen hat und 
 
2. danach praktisch tätig gewesen ist. 
 
Die praktische Tätigkeit muss über einen Zeitraum von mindestens drei Jahren 
ausgeübt worden sein, wenn die Regelstudienzeit des Hochschulstudiums nach 
Satz 1 Nr. 1 weniger als vier Jahre beträgt, sonst über einen Zeitraum von min-
destens zwei Jahren. Wurde in einem Hochschulstudium nach Satz 1 Nr. 1 ein 
erster berufsqualifizierender Abschluss und in einem, einen solchen ersten Ab-
schluss voraussetzenden, weiteren Hochschulstudium nach Satz 1 Nr. 1 ein 
weiterer berufsqualifizierender Abschluss erworben, werden die Regelstudien-
zeiten beider Studiengänge zusammengerechnet; Zeiten der praktischen Tätig-
keit werden berücksichtigt, soweit sie nach dem Erwerb des ersten berufsqua-
lifizierenden Abschlusses liegen. 

 
Der Gesetzestext nimmt keinen Bezug auf Bachelor- und Masterstudiengänge, son-
dern differenziert nur nach der Länge der Regelstudienzeiten. Die tatsächliche Dauer 
des Studiums ist unbeachtlich. Beträgt die Regelstudienzeit weniger als vier Jahre, 
sind darunter Bachelor-Studiengänge zu verstehen und eine praktische Tätigkeit von 
mindestens drei Jahren erforderlich. 
 
Beträgt die Regelstudienzeit vier Jahre oder länger, ist die praktische Tätigkeit nur zwei 
Jahre auszuüben. Dies trifft beispielsweise auch auf ein rechtswissenschaftliches 
Hochschulstudium (Erstes Juristisches Staatsexamen) zu. 
 
Bei der Kombination von zwei Studiengängen, z. B. einem Bachelor-Studium mit an-
schließendem Master-Studium, werden die Regelstudienzeiten addiert. In der Regel 
erreichen Berufsanwärter*innen dadurch die vier Jahre Regelstudienzeit, sodass nur 
noch mindestens zwei Jahre Praxiserfahrung erforderlich sind. 
 
Die zweite Voraussetzung ist, dass es sich um ein wirtschaftswissenschaftliches oder 
rechtswissenschaftliches Hochschulstudium oder ein anderes Hochschulstudium mit 
wirtschaftswissenschaftlicher Fachrichtung handelt, das erfolgreich abgeschlossen 
wurde. Der wirtschaftswissenschaftliche Studienanteil muss dabei mindestens 20 Pro-
zent betragen. 
 
Wichtig ist außerdem, dass die praktische Tätigkeit erst nach erfolgreichem Abschluss 
des Studiums beginnt. Praktische Tätigkeiten während des Studiums zählen nicht 
dazu. Ebenso sind Fehlzeiten, Urlaub und Fortbildungen nicht Bestandteil der prakti-
schen Tätigkeit. 
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Das nachfolgende Schaubild zeigt, welche Voraussetzungen zu erfüllen sind:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
  

2 Jahre  
praktische Tätigkeit 

33 Jahre  
praktische Tätigkeit 
praktische Tätigkeit 

Regelstudienzeit  
von weniger als 4 Jahren* Regelstudienzeit  

von mindestens 4 Jahren* 

Zulassung zur Steuerberaterprüfung  
durch die Steuerberaterkammer 

 
Erfolgreicher Abschluss  

eines  
wirtschafts- oder rechtswissen- 

schaftlichen Studiums 
 

oder 
 

eines  
Hochschulstudiums mit  

wirtschaftswissenschaftlicher 
Fachrichtung 

 

Erfolgreicher Abschluss  
eines  

wirtschafts- oder rechtswissen- 
schaftlichen Studiums 

 
oder 

 
eines  

Hochschulstudiums mit  
wirtschaftswissenschaftlicher 

Fachrichtung 

Beispiel: 
 

Erstes Juristisches Staatsexa-
men 

 

Erfolgreicher Abschluss  
mehrerer  

wirtschafts- oder rechtswissen- 
schaftlicher Studien 

 
oder 

 
mehrerer  

Hochschulstudien mit  
wirtschaftswissenschaftlicher 

Fachrichtung 

Beispiel: 
 

Bachelor-Studium mit anschlie-
ßendem Masterstudiengang 

 

Beispiel: 
 

Bachelor-Studium  
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2.2 Prüfungsvorbereitung 
 
Ohne Fleiß kein Preis! Zur Vorbereitung auf die Steuerberaterprüfung sind intensive 
Lernphasen und die Kenntnis der Klausurtechnik unumgänglich. Die Länge der Vor-
bereitungsphase und den erforderlichen Lernaufwand sollten die Prüflinge nicht unter-
schätzen. In der Regel bereiten sich die Prüfungskandidat*innen 12 bis 18 Monate auf 
die Steuerberaterprüfung vor. 
 
Die Vorbereitung kann entweder in Form eines Selbststudiums oder in Kombination 
mit der Teilnahme an einem Vorbereitungskurs erfolgen. Diese werden von zahlrei-
chen privaten und öffentlich-rechtlichen Anbieter*innen durchgeführt.  
 
Das Angebot an Vorbereitungskursen ist vielfältig. Es gibt Crash- und Intensiv-Kurse, 
Teilzeit- und Vollzeitkurse. Die Kandidat*innen sollten die Wahl davon abhängig ma-
chen, welches Lernverhalten sie bevorzugen und welche Vorerfahrung sie mitbringen. 
Crash- und Intensiv-Kurse richten sich an Prüfungsteilnehmer*innen, die bereits sehr 
gute Noten im Studium hatten und über umfangreiche Praxiserfahrung verfügen. Wer 
das Grundwissen aus dem Studium nicht mehr parat hat oder wenig Zeit während der 
berufspraktischen Zeit hat, sollte sich mehr Zeit für die Prüfungsvorbereitung nehmen 
und einen Vollzeitkurs absolvieren. 
 
Vor der Buchung eines Vorbereitungskurses ist zu beachten, dass ein eventueller An-
spruch auf eine Bildungsprämie oder einen Bildungscheck verloren gehen kann, wenn 
der*die Kandidat*in den Kurs bucht, bevor die Fördermaßnahmen beantragt sind. Die 
Bildungsprämie als auch der Bildungsscheck können nicht zur Zahlung der Prüfungs-
gebühr verwendet werden. Bei Fragen zur Förderung helfen die Anbieter*innen von 
Vorbereitungskursen oder auch die Steuerberaterkammern gern weiter. 
 
Wichtig ist es vor allem, ausreichend Probeklausuren zu schreiben, um neben der rich-
tigen Klausurtechnik auch mit dem Zeitmanagement unter Prüfungsbedingungen zu-
rechtzukommen. Nicht jede*r Kandidat*in kann die Erfahrung vorweisen, sich an drei 
Tagen hintereinander über sechs Stunden hinweg mit Stift und Papier mit komplizier-
ten steuerrechtlichen Problemen auseinanderzusetzen.  
 
 
2.3 Zulassung zur Prüfung  
 
Jede*r Prüfungskandidat*in muss bei der örtlich zuständigen Steuerberaterkammer 
die Zulassung zur Prüfung beantragen. Dies erfolgt mittels eines Vordrucks, den die 
Steuerberaterkammern online zur Verfügung stellen. Dem Antrag sind beizufügen: 
 

1. ein Lebenslauf mit genauen Angaben über die Person und den beruflichen Wer-
degang, 
 

2. eine beglaubigte Abschrift der Prüfungszeugnisse, Diplome und Befähigungs-
nachweise über die gesetzlichen Vorbildungsvoraussetzungen für die Prüfung 
als Steuerberater*in, 
 

3. eine beglaubigte Abschrift der Zeugnisse über die bisherige berufliche Tätigkeit 
der Bewerber*innen, insbesondere mit Angaben über Art und Umfang der Tä-
tigkeit auf dem Gebiet der von den Bundes- oder Landesfinanzbehörden 
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verwalteten Steuern, und über bisher abgelegte einschlägige Prüfungen; Nach-
weise über die Arbeitszeit, 
 

4. ein Passbild. 
 
Auf Antrag erteilt die zuständige Steuerberaterkammer nach § 38 a StBerG auch eine 
verbindliche Auskunft über die Erfüllung einzelner Voraussetzungen für die Zulassung 
zur Prüfung bzw. welche Voraussetzungen noch zu erfüllen sind. 
 
Die Steuerberaterkammern erheben für die Beantragung der Zulassung und für die 
Prüfung Gebühren. Es werden ca. 1.000 Euro für die Prüfungsgebühren und ca. 200 
Euro für die Zulassungsgebühren fällig. 
 
 
2.4 Schriftliche und mündliche Prüfung 
 
Die Steuerberaterprüfung findet immer in der zweiten Oktoberwoche eines jeden Jah-
res statt. Bundesweit lösen alle Prüfungsteilnehmer*innen an drei Tagen die gleichen 
Aufgaben. Die nächsten Prüfungstermine sind von den Steuerberaterkammern und 
der Finanzverwaltung bereits festgelegt worden:  
 

Steuerberaterprüfung 2021:  5. bis 7. Oktober 2021 
Steuerberaterprüfung 2022:  11. bis 13. Oktober 2022 
Steuerberaterprüfung 2023:  10. bis 12. Oktober 2023 
Steuerberaterprüfung 2024:  8. bis 10. Oktober 2024 
Steuerberaterprüfung 2025:  7. bis 9. Oktober 2025 
Steuerberaterprüfung 2026:  6. bis 8. Oktober 2026 
Steuerberaterprüfung 2027: 5. bis 7. Oktober 2027 

 
Die mündliche Prüfung findet immer im Frühjahr des jeweils nächsten Jahres statt. In 
der Regel nehmen jährlich ca. 4.000 Kandidat*innen an der schriftlichen Prüfung teil. 
Die konkreten Termine hängen auch von der Anzahl der Kandidat*innen bzw. der 
Größe der Kammerbezirke ab. In kleineren Steuerberaterkammern beträgt der Prü-
fungszeitraum nur ein oder zwei Wochen. In größeren Kammerbezirken mit vielen Prü-
fungsteilnehmer*innen können sich die mündlichen Prüfungstermine über mehrere 
Wochen erstrecken. 
 
Der schriftliche Teil der Steuerberaterprüfung setzt sich aus drei Klausurarbeiten aus 
den drei Bereichen 
 
- Verfahrensrecht und andere Steuerrechtsgebiete, 
 
- Ertragsteuerrecht, 
 
- Buchführung und Bilanzwesen 
 
zusammen. Die Bearbeitungszeit beträgt für jede der drei Klausuren sechs Stunden. 
 
Wer den schriftlichen Teil der Steuerberaterprüfung bestanden hat, wird von der Steu-
erberaterkammer zur mündlichen Prüfung eingeladen. Die Teilnehmer*innen müssen 
jeweils in maximal 90 Minuten vor einer Prüfungskommission verschiedene Fragen 
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aus den Prüfungsgebieten beantworten und einen zehnminütigen Vortrag zu einem 
kurz vor der Prüfung gestellten Thema halten. Die Prüfungskommission setzt sich aus 
sechs Personen zusammen und besteht aus Finanzbeamt*innen des höheren Diens-
tes, Steuerberater*innen sowie sachkundigen Vertreter*innen der freien Wirtschaft. 
 
Die einzelnen Prüfungsgebiete für die mündliche und schriftliche Steuerberaterprüfung 
sind in § 37 Abs. 3 StBerG geregelt und setzen sich aus den nachfolgenden Bereichen 
zusammen: 
 

 
1. Steuerliches Verfahrensrecht, sowie Steuerstraf- und Steuerordnungswidrig-

keitenrecht, 
 
2. Steuern vom Einkommen und Ertrag, 
 
3. Bewertungsrecht, Erbschaftsteuer und Grundsteuer, 
 
4. Verbrauch- und Verkehrsteuern, Grundzüge des Zollrechts, 
 
5. Handelsrecht sowie Grundzüge des Bürgerlichen Rechts, des Gesellschafts-

rechts, des Insolvenzrechts und des Rechts der Europäischen Union, 
 
6. Betriebswirtschaftslehre und Rechnungswesen, 
 
7. Volkswirtschaftslehre, 
 
8. Berufsrecht. 
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Bestehen der Steuerberaterprüfung  

mit Gesamtnotendurchschnitt der schriftlichen und mündlichen Prüfungser-
gebnisse von mindestens 4,15 

 
  

  
Schriftliche Prüfung 

 
Mündliche Prüfung 

Oktober Je nach Kammerbezirk  
zwischen Januar und April 

3 Aufsichtsarbeiten mit einer 
Dauer von jeweils 6 Stunden 

10-minütiger Kurzvortrag mit einer Vorbe-
reitungszeit von 30 Minuten 
 
6 Prüfungsabschnitte i.d.R. gemeinsam 
mit 4 bis 5 Prüfungskandidat*innen mit ei-
ner max. Prüfungszeit von 90 Minuten je 
Bewerber*in 
 

Verfahrensrecht, Umsatzsteuer, 
Bewertungsrecht, Erbschafts-
steuer und andere Rechtsge-
biete 
 
Ertragsteuern (Einkommen-, 
Körperschafts- und Gewerbe-
steuer)  
 
Buchführung, Bilanzwesen, Um-
wandlungsteuerrecht 
 
§ 37 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 StBerG 
i.V.m. § 16 Abs. 2 DVStB 
 

Prüfungsgebiete der schriftlichen Prüfung 
zzgl. nachfolgender Prüfungsgebiete 
 
Handelsrecht, 
Grundzüge des Bürgerlichen Rechts, des 
Gesellschaftsrechts, des Insolvenzrechts 
und des Rechts der Europäischen Union, 
Betriebswirtschaft und Rechnungswesen, 
Volkswirtschaft, 
Berufsrecht 
 
§ 37 Abs. 3 Nr. 1 bis 8 StBerG i.V.m.  
§ 26 Abs. 3 DVStB 
 

Ladung zur mündlichen Prüfung 
mit Gesamtnotendurchschnitt 
der drei Aufsichtsarbeiten von 
mindestens 4,5  
 
§§ 24, 25 DVStG 
 

Gesonderte Bewertung des Vortrages 
und jedes Prüfungsabschnitts mit Bildung 
einer Gesamtnote 
 
 
§§ 27 DVStG 
 

50 Prozent 50 Prozent 
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2.5 Bewertungssystem 
 
Die Prüfungen werden mit Schulnoten bewertet, die von 1,0 (sehr gut) bis 6,0 (unge-
nügend) reichen. Die Gesamtnote errechnet sich aus dem Durchschnitt der schriftli-
chen und der mündlichen Prüfungsnote. 
 
Die Steuerberaterprüfung ist bestanden, 
 

 wenn der Gesamtnotendurchschnitt aus mündlicher und schriftlicher Prüfung 

nicht schlechter als 4,15 ist. 

 
 
Die Steuerberaterprüfung ist nicht bestanden, 
 

 wenn die Note der schriftlichen Prüfung schlechter als 4,5 ist. 

 wenn der Gesamtnotendurchschnitt aus mündlicher und schriftlicher Prüfung 

schlechter als 4,15 ist. 

 
Die Leistungen aus schriftlicher und mündlicher Prüfung sind gleich gewichtet. Jede 
abgelegte Prüfungsleistung wird einzeln bewertet. Die Gesamtnote ergibt sich dann 
aus der Summe der einzelnen Noten und wird bis auf zwei Dezimalstellen angegeben.  
 
Das Bewertungssystem ist in § 15 der Durchführungsverordnung zum Steuerbera-
tungsgesetz (DVStB) geregelt. Alle im Hochschul- und Studienführer angesprochenen 
gesetzlichen Grundlagen sind im Kapitel 6 zum Nachlesen abgedruckt. 
 
 
2.6  Rücktritt und Wiederholung 
 
Das Steuerberaterexamen ist eine der anspruchsvollsten Abschlussprüfungen in 
Deutschland. Im Durchschnitt besteht etwa die Hälfte der angemeldeten Prüfungsteil-
nehmer*innen die Steuerberaterprüfung beim ersten Versuch. Die häufigsten Gründe 
für die hohen Durchfallquoten sind, dass Berufsanwärter*innen die Länge der Vorbe-
reitungsphase und den hohen Lernaufwand unterschätzen. Aber auch die Erstellung 
der Prüfungsaufgaben und das zwischenzeitliche Verbot der Veröffentlichung der Prü-
fungsaufgaben erschweren die Prüfungsvorbereitung. 
 
Die Prüflinge können zweimal gemäß § 35 Abs. 4 StBerG wiederholen. Zur Vermei-
dung des Verlustes eines Wiederholungsversuchs nutzen Prüfungsteilnehmer*innen 
oft die Möglichkeit, von der Prüfung zurückzutreten. Der Rücktritt von der Prüfung ist 
gesetzlich in § 21 DVStB geregelt. Danach kann jede*r Prüfungsteilnehmer*in bis zum 
Ende der Bearbeitungszeit der letzten Klausur von der Steuerberaterprüfung zurück-
treten. Dazu ist eine Erklärung gegenüber der Steuerberaterkammer oder dem*der 
Aufsichtführenden während der Prüfung erforderlich. Auch das Nicht-Erscheinen zur 
schriftlichen Steuerberaterprüfung gilt als Rücktritt. Der Rücktritt von der Prüfung wird 
nicht als Prüfungsversuch gewertet. Nach einem Rücktritt muss der Prüfling die ge-
samte Steuerberaterprüfung erneut ablegen. Die Wiederholung einzelner Prüfungs-
teile ist nicht möglich.  
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3. Bestellung zum*zur Steuerberater*in 
 
Die erfolgreich abgelegte Steuerberaterprüfung, die Eignungsprüfung oder die Befrei-
ung von der Steuerberaterprüfung berechtigt allein nicht dazu, den Titel Steuerbera-
ter*in  zu führen oder sich als Berufsträger*in niederzulassen. Dies ist erst dann mög-
lich, wenn auch eine Bestellung zum*zur Steuerberater*in erfolgt ist. Neben der Zulas-
sung zur Steuerberaterprüfung ist auch die Bestellung zum*zur Steuerberater*in ein 
eigenständiger Rechtsakt, für den die örtliche Steuerberaterkammer zuständig ist. 
 
Die örtliche Zuständigkeit der bestellenden Steuerberaterkammer richtet sich danach, 
wo der*die Bewerber*in sich beruflich niederlassen möchte. Plant er*sie sich im Aus-
land niederzulassen, ist für die Bestellung die Steuerberaterkammer zuständig, die 
ihn*sie von der Prüfung befreit oder in deren Kammerbezirk der*die Bewerber*in ge-
prüft worden ist.  
 
Um das Bestellungsverfahren im Anschluss an die erfolgreich abgelegte mündliche 
Prüfung zeitnah abzuwickeln, kann im Regelfall der Antrag auf Bestellung direkt nach 
erfolgreich bestandener schriftlicher Prüfung bei der zuständigen Steuerberaterkam-
mer gestellt werden. 
 
Der Antrag auf Bestellung ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck (§ 34 Abs. 2 
und 3 DVStB) zu stellen, den die zuständige Steuerberaterkammer bereitstellt. Das 
entsprechende Formular sowie weitere Informationen über die Bestellungstermine 
sind entweder in den Geschäftsstellen der zuständigen Steuerberaterkammern oder 
über deren Internet-Adresse erhältlich.  
 
Die geschützte Bezeichnung Steuerberater*in  darf erst nach erfolgreichem Bestel-
lungsverfahren geführt werden. Mit der Bestellung sind die neuen Berufsangehörigen 
Mitglied der jeweiligen Steuerberaterkammer und unterliegen ihrer Berufsaufsicht. Au-
ßerdem werden sie Mitglied des jeweiligen Steuerberater-Versorgungswerks. Die 
Steuerberaterkammern sind zugleich Ansprechpartner für Fragen der Berufsausübung 
und Interessenvertreter ihrer Mitglieder. 
 
Die Kontaktdaten aller Steuerberaterkammern sind im Kapitel 4 zu finden. 
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Abb.: Schaubild mit den verschiedenen Zugangswegen zur Steuerberaterprüfung 
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4.  Anschriften der Steuerberaterkammern 
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6. Rechtsgrundlagen 
 
Das Steuerberatungsgesetz (StBerG) und die Verordnung zur Durchführung der Vorschriften 
über Steuerberater*innen, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften 
(DVStB) bilden die gesetzlichen Grundlagen für die Steuerberaterprüfung. Die nachfolgen-
den Auszüge aus den jeweiligen Rechtsgrundlagen betreffen die Zulassung und Durchfüh-
rung der Steuerberaterprüfung. 
 
 
6.1  Steuerberatungsgesetz (Auszüge) 
 
Steuerberatungsgesetz (StBerG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. November 
1975 (BGBl. I, S. 2735), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 
(BGBl. I, S. 3618) geändert worden ist. 
 
 
§ 33 StBerG  Inhalt der Tätigkeit 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften haben die Aufgabe, im Rah-
men ihres Auftrags ihre Auftraggeber in Steuersachen zu beraten, sie zu vertreten und ihnen bei der 
Bearbeitung ihrer Steuerangelegenheiten und bei der Erfüllung ihrer steuerlichen Pflichten Hilfe zu 
leisten. Dazu gehören auch die Hilfeleistung in Steuerstrafsachen und in Bußgeldsachen wegen einer 
Steuerordnungswidrigkeit sowie die Hilfeleistung bei der Erfüllung von Buchführungspflichten, die auf 
Grund von Steuergesetzen bestehen, insbesondere die Aufstellung von Steuerbilanzen und deren 
steuerrechtliche Beurteilung. 
 
 
§ 35 StBerG  Zulassung zur Prüfung, Befreiung von der Prüfung, organisatorische Durchfüh-
rung der Prüfung, Abnahme der Prüfung, Wiederholung der Prüfung und Besetzung des Prü-
fungsausschusses 
(1) Als Steuerberater darf nur bestellt werden, wer die Prüfung als Steuerberater bestanden hat oder 
von dieser Prüfung befreit worden ist. Die Prüfung muss vor einem Prüfungsausschuss abgelegt wer-
den, der bei der für die Finanzverwaltung zuständigen obersten Landesbehörde zu bilden ist. Diesem 
gehören drei Beamte des höheren Dienstes oder vergleichbare Angestellte der Finanzverwaltung an, 
davon einer als Vorsitzender, sowie drei Steuerberater oder zwei Steuerberater und ein Vertreter der 
Wirtschaft. 
 
(2) Die Teilnahme an der Prüfung bedarf der Zulassung. 
 
(3) Das Ergebnis der Prüfung wird dem Bewerber von der für die Finanzverwaltung zuständigen 
obersten Landesbehörde bekannt gegeben. Das Bestehen der Prüfung ist von der für die Finanzver-
waltung zuständigen obersten Landesbehörde, die Befreiung von der Prüfung ist von der zuständigen 
Steuerberaterkammer schriftlich zu bescheinigen. 
 
(4) Die Prüfung kann zweimal wiederholt werden. 
 
(5) Die Zulassung zur Prüfung, die Befreiung von der Prüfung und die organisatorische Durchführung 
der Prüfung sind Aufgaben der zuständigen Steuerberaterkammer. Die Abnahme der Prüfung ist Auf-
gabe des Prüfungsausschusses. 
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§ 36 StBerG  Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung 
(1) Die Zulassung zur Steuerberaterprüfung setzt voraus, dass der Bewerber, 
1. ein wirtschaftswissenschaftliches oder rechtswissenschaftliches Hochschulstudium oder ein ande-
res Hochschulstudium mit wirtschaftswissenschaftlicher Fachrichtung erfolgreich abgeschlossen hat 
und 
2. danach praktisch tätig gewesen ist. 
Die praktische Tätigkeit muss über einen Zeitraum von mindestens drei Jahren ausgeübt worden sein, 
wenn die Regelstudienzeit des Hochschulstudiums nach Satz 1 Nr. 1 weniger als vier Jahre beträgt, 
sonst über einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren. Wurde in einem Hochschulstudium nach 
Satz 1 Nr. 1 ein erster berufsqualifizierender Abschluss und in einem, einen solchen ersten Abschluss 
voraussetzenden, weiteren Hochschulstudium nach Satz 1 Nr. 1 ein weiterer berufsqualifizierender 
Abschluss erworben, werden die Regelstudienzeiten beider Studiengänge zusammengerechnet; Zei-
ten der praktischen Tätigkeit werden berücksichtigt, soweit sie nach dem Erwerb des ersten berufs-
qualifizierenden Abschlusses liegen. 
 
(2) Ein Bewerber ist zur Steuerberaterprüfung auch zuzulassen, wenn er 
1. eine Abschlussprüfung in einem kaufmännischen Ausbildungsberuf bestanden hat oder eine andere 
gleichwertige Vorbildung besitzt und nach Abschluss der Ausbildung acht Jahre oder im Falle der er-
folgreich abgelegten Prüfung zum geprüften Bilanzbuchhalter oder Steuerfachwirt sechs Jahre prak-
tisch tätig gewesen ist oder 
2. der Finanzverwaltung als Beamter des gehobenen Dienstes oder als vergleichbarer Angestellter 
angehört oder angehört hat und bei ihr mindestens sieben Jahre als Sachbearbeiter oder in mindes-
tens gleichwertiger Stellung praktisch tätig gewesen ist. 
 
(3) Die in den Absätzen 1 und 2 geforderte praktische Tätigkeit muss sich in einem Umfang von min-
destens 16 Wochenstunden auf das Gebiet der von den Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwal-
teten Steuern erstrecken. 
 
(4) Nachweise über das Vorliegen der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Voraussetzungen sind nach 
Maßgabe der Bestimmungen des amtlichen Vordrucks zu erbringen, der gemäß § 158 Nr. 1 Buch-
stabe a eingeführt worden ist. Der Bewerber hat diese Unterlagen seinem Antrag auf Zulassung zur 
Prüfung beizufügen. 
 
§ 37 StBerG  Steuerberaterprüfung 
(1) Mit der Prüfung hat der Bewerber darzutun, dass er in der Lage ist, den Beruf eines Steuerberaters 
ordnungsgemäß auszuüben. 
 
(2) Die Prüfung gliedert sich in einen schriftlichen Teil aus drei Aufsichtsarbeiten und eine mündliche 
Prüfung. Der Zeitpunkt der Durchführung des schriftlichen Teils der Prüfung, die Prüfungsaufgaben 
der Aufsichtsarbeiten, die Bearbeitungszeit und die zum schriftlichen Teil der Prüfung zugelassenen 
Hilfsmittel sollen von den für die Finanzverwaltung zuständigen obersten Finanzbehörden der Länder 
bundeseinheitlich bestimmt werden. 
 
(3) Prüfungsgebiete der Steuerberaterprüfung sind 
1. Steuerliches Verfahrensrecht sowie Steuerstraf- und Steuerordnungswidrigkeitenrecht, 
2. Steuern vom Einkommen und Ertrag, 
3. Bewertungsrecht, Erbschaftsteuer und Grundsteuer, 
4. Verbrauch- und Verkehrsteuern, Grundzüge des Zollrechts, 
5. Handelsrecht sowie Grundzüge des Bürgerlichen Rechts, des Gesellschaftsrechts, des Insolvenz-

rechts und des Rechts der Europäischen Union, 
6. Betriebswirtschaft und Rechnungswesen, 
7. Volkswirtschaft, 
8. Berufsrecht. 
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Nicht erforderlich ist, dass sämtliche Gebiete Gegenstand der Prüfung sind. 
 
§ 3a StBerG  Prüfung in Sonderfällen 
(1) Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer sowie Bewerber, die die Prüfung als Wirtschaftsprüfer 
oder vereidigter Buchprüfer bestanden haben, können auf Antrag die Steuerberaterprüfung in verkürz-
ter Form ablegen. Dabei entfallen die in § 37 Abs. 3 Nr. 5 bis 7 genannten Prüfungsgebiete. Die Prü-
fung gliedert sich in einen schriftlichen Teil aus zwei Aufsichtsarbeiten und eine mündliche Prüfung. 
 
(2) Bewerber mit einem Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis, der in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder in der Schweiz zur selbstständigen Hilfe in Steuersachen berechtigt, können auf Antrag eine Eig-
nungsprüfung im Sinne des Artikels 14 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG 
ablegen. Mit der erfolgreich abgelegten Eignungsprüfung werden dieselben Rechte erworben wie 
durch die erfolgreich abgelegte Steuerberaterprüfung. 
 
(3) Die Befähigungs- und Ausbildungsnachweise im Sinne von Absatz 2 müssen in einem Mitglied-
staat oder Vertragsstaat oder der Schweiz von einer nach den dortigen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften zuständigen Behörde ausgestellt worden sein. Sie müssen bescheinigen, dass der Inhaber in 
dem Staat, in dem er die Berufsqualifikation erworben hat, zur Hilfe in Steuersachen berechtigt ist. 
Nachweisen nach Satz 2 gleichgestellt sind Ausbildungsnachweise, die 
1. den erfolgreichen Abschluss einer in einem anderen Mitgliedstaat oder Vertragsstaat oder der 
Schweiz auf Voll- oder Teilzeitbasis im Rahmen formaler oder nicht formaler Ausbildungsprogramme 
absolvierten Ausbildung bescheinigen, 
2. von dem sie ausstellenden anderen Mitgliedstaat oder Vertragsstaat oder der Schweiz als den 
Nachweisen nach Satz 2 gleichwertig anerkannt wurden und 
3. in Bezug auf die Aufnahme oder Ausübung des Berufs des Steuerberaters dieselben Rechte verlei-
hen oder auf die Ausübung des Berufs des Steuerberaters vorbereiten. 
Nachweisen nach Satz 2 gleichgestellt sind ferner solche, die Berufsqualifikationen bescheinigen, die 
zwar nicht den Erfordernissen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Herkunftsmitgliedstaates 
für die Aufnahme und Ausübung des Berufs des Steuerberaters entsprechen, ihrem Inhaber jedoch 
nach dem Recht des Herkunftsmitgliedstaates erworbene Rechte nach den dort maßgeblichen Vor-
schriften verleihen. Bewerber aus Staaten, in denen der Beruf des Steuerberaters nicht reglementiert 
ist, müssen diesen Beruf zusätzlich in den vorhergehenden zehn Jahren mindestens ein Jahr in einem 
Umfang von mindestens 16 Wochenstunden in einem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat oder der 
Schweiz ausgeübt haben. Die zuständige Behörde nach Satz 1 muss bescheinigen, dass der Inhaber 
auf die Ausübung des Berufs vorbereitet wurde. Die Pflicht zum Nachweis der einjährigen Berufser-
fahrung entfällt, wenn durch den Ausbildungsnachweis ein reglementierter Ausbildungsgang bestätigt 
wird. 
 
(3a) Die zuständige Behörde hat dem Bewerber den Empfang der Unterlagen innerhalb eines Monats 
zu bestätigen und gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Die Eignungsprüfung ist spä-
testens sechs Monate nach der Entscheidung über die Zulassung zur Eignungsprüfung anzusetzen. 
 
(4) Bewerber mit den in Absatz 2 genannten Voraussetzungen sollen mit der Eignungsprüfung ihre 
Befähigung nachweisen, den Beruf eines Steuerberaters auch im Inland ordnungsgemäß ausüben zu 
können. Die Eignungsprüfung umfasst die zur Berufsausübung notwendigen Kenntnisse aus den in 
§ 37 Abs. 3 genannten Gebieten. Die Eignungsprüfung gliedert sich in einen schriftlichen Teil aus 
höchstens zwei Aufsichtsarbeiten aus unterschiedlichen Prüfungsgebieten und eine mündliche Prü-
fung. Die Prüfung entfällt insgesamt oder in einem der in § 37 Absatz 3 genannten Prüfungsgebiete, 
soweit der Bewerber nachweist, dass er im Rahmen seiner bisherigen Ausbildung, durch Fortbildung 
oder im Rahmen seiner bisherigen Berufstätigkeit einen wesentlichen Teil der Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Kompetenzen erlangt hat, die in der Prüfung insgesamt oder in einem der in § 37 Absatz 3 ge-
nannten Prüfungsgebiete gefordert werden und die von einer zuständigen Stelle formell anerkannt 
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wurden. Der Nachweis der im Rahmen der bisherigen Ausbildung erworbenen Kenntnisse ist durch 
Diplome oder gleichwertige Prüfungszeugnisse einer staatlichen oder staatlich anerkannten Universi-
tät oder einer Hochschule oder einer anderen Ausbildungseinrichtung zu führen. Zum Nachweis der 
im Rahmen der bisherigen beruflichen Tätigkeit erworbenen Kenntnisse sind Falllisten vorzulegen, die 
regelmäßig folgende Angaben enthalten müssen: Akten- oder Geschäftszeichen, Gegenstand, Zeit-
raum, Art und Umfang der Tätigkeit, Sachstand. Ferner sind auf Verlangen der für die Prüfung zustän-
digen Stelle anonymisierte Arbeitsproben vorzulegen. Soweit die zuständige Behörde das Entfallen 
der Prüfung insgesamt oder das Entfallen bestimmter Prüfungsgebiete nach Satz 1 ablehnt, hat sie 
die Entscheidung zu begründen. Hinsichtlich der nicht entfallenen Prüfung oder der nicht entfallenden 
Prüfungsgebiete sind die wesentlichen Unterschiede zwischen der bisherigen Ausbildung des Bewer-
bers und der im Inland geforderten Ausbildung sowie die Gründe, aus denen diese Unterschiede nicht 
durch bereits beim Bewerber erworbene Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen ausgeglichen 
werden können, mitzuteilen. 
 
(4a) Die zuständigen Behörden im Sinne von Absatz 3 arbeiten mit den zuständigen Behörden in an-
deren Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in den Vertragsstaaten des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum und der Schweiz zusammen und tauschen Informationen über das Vorlie-
gen von disziplinar- oder strafrechtlichen oder sonstigen schwerwiegenden Sachverhalten aus, wenn 
sie Auswirkungen auf die Berufsausübung der Betroffenen haben. § 83 dieses Gesetzes und § 30 der 
Abgabenordnung stehen dem nicht entgegen. 
 
(5) Für die Prüfung in verkürzter Form und für die Eignungsprüfung gelten im Übrigen die Vorschriften 
für die Steuerberaterprüfung. 
 
 
§ 37b StBerG  Zuständigkeit für die Zulassung zur Prüfung, für die Befreiung von der Prüfung, 
für die organisatorische Durchführung der Prüfung, für die Abnahme der Prüfung und für die 
Berufung und Abberufung des Prüfungsausschusses 
 
(1) Für die Zulassung zur Prüfung, für die Befreiung von der Prüfung und für die organisatorische 
Durchführung der Prüfung ist die Steuerberaterkammer zuständig, in deren Bezirk der Bewerber im 
Zeitpunkt der Antragstellung vorwiegend beruflich tätig ist oder, sofern der Bewerber keine Tätigkeit 
ausübt, er seinen Wohnsitz hat. Bei mehreren Wohnsitzen ist der Wohnsitz maßgebend, an dem sich 
der Bewerber vorwiegend aufhält. 
 
(2) Befindet sich der nach Absatz 1 maßgebliche Ort im Ausland, so ist die Steuerberaterkammer zu-
ständig, in deren Bezirk sich der Ort der beabsichtigten beruflichen Niederlassung im Inland befindet. 
Befindet sich der Ort der beabsichtigten beruflichen Niederlassung im Ausland, so ist die Steuerbera-
terkammer zuständig, bei der die Zulassung zur Prüfung beantragt wurde. 
 
(3) Zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 kann eine Steuerberaterkammer durch Vereinbarung, 
die der Genehmigung der für die Finanzverwaltung zuständigen obersten Landesbehörde bedarf, mit 
einer anderen Steuerberaterkammer eine gemeinsame Stelle bilden. Dies gilt auch über Landesgren-
zen hinweg, wenn die jeweils für die Finanzverwaltung zuständigen obersten Landesbehörden dies 
genehmigen. Die gemeinsame Stelle handelt für diejenige Steuerberaterkammer, die für den Bewer-
ber örtlich zuständig ist. Gibt es in einem Land mehrere Steuerberaterkammern, bestimmt die für die 
Finanzverwaltung zuständige oberste Landesbehörde nach Anhörung der Steuerberaterkammern, ob 
eine, mehrere gemeinsam oder jede Steuerberaterkammer für sich die Aufgaben wahrnimmt. 
 
(4) Für die Abnahme der Prüfung ist der Prüfungsausschuss bei der für die Finanzverwaltung zustän-
digen obersten Landesbehörde zuständig, in deren Bereich der Bewerber zur Prüfung zugelassen 
wurde. Die Zuständigkeit kann auf einen Prüfungsausschuss bei einer anderen für die Finanzverwal-
tung zuständigen obersten Landesbehörde einvernehmlich übertragen werden. 
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(5) Die Berufung und Abberufung des Vorsitzenden, der übrigen Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und ihrer Stellvertreter erfolgt durch die für die Finanzverwaltung zuständige oberste Landesbehörde. 
Es können mehrere Prüfungsausschüsse gebildet werden. 
 
 
§ 38 StBerG  Voraussetzungen für die Befreiung von der Prüfung 
(1) Von der Steuerberaterprüfung sind zu befreien 
1. Professoren, die an einer deutschen Hochschule mindestens zehn Jahre auf dem Gebiet der von 
den Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern als Professor gelehrt haben; 
2. ehemalige Finanzrichter, die mindestens zehn Jahre auf dem Gebiet der von den Bundes- oder 
Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern tätig gewesen sind; 
3. ehemalige Beamte des höheren Dienstes und vergleichbare Angestellte 
a) der Finanzverwaltung, die im höheren Dienst oder als Angestellter in vergleichbaren Vergütungs-
gruppen mindestens zehn Jahre auf dem Gebiet der von den Bundes- oder Landesfinanzbehörden 
verwalteten Steuern als Sachgebietsleiter oder mindestens in gleichwertiger Stellung tätig gewesen 
sind, 
b) der gesetzgebenden Körperschaften, der Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit sowie der obersten 
Behörden und der Rechnungsprüfungsbehörden des Bundes und der Länder, die im höheren Dienst 
oder als Angestellter in vergleichbaren Vergütungsgruppen mindestens zehn Jahre überwiegend auf 
dem Gebiet der von den Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern als Sachgebietslei-
ter oder mindestens in gleichwertiger Stellung tätig gewesen sind; die Angestellten der Fraktionen des 
Deutschen Bundestages gelten als Bedienstete der gesetzgebenden Körperschaften im Sinne dieser 
Vorschrift; 
4. ehemalige Beamte des gehobenen Dienstes und vergleichbare Angestellte 
a) der Finanzverwaltung, die im gehobenen oder höheren Dienst oder als Angestellter in vergleichba-
ren Vergütungsgruppen mindestens fünfzehn Jahre auf dem Gebiet der von den Bundes- oder Lan-
desfinanzbehörden verwalteten Steuern als Sachbearbeiter oder mindestens in gleichwertiger Stel-
lung tätig gewesen sind, 
b) der gesetzgebenden Körperschaften, der Gerichte der Finanzgerichtsbarkeit sowie der obersten 
Behörden und der Rechnungsprüfungsbehörden des Bundes und der Länder, die im gehobenen oder 
höheren Dienst oder als Angestellter in vergleichbaren Vergütungsgruppen mindestens fünfzehn 
Jahre überwiegend auf dem Gebiet der von den Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwalteten 
Steuern als Sachbearbeiter oder mindestens in gleichwertiger Stellung tätig gewesen sind; die Ange-
stellten der Fraktionen des Deutschen Bundestages gelten als Bedienstete der gesetzgebenden Kör-
perschaften im Sinne dieser Vorschrift. 
 
(2) § 36 Abs. 3 und 4 gilt auch für die Befreiung von der Prüfung. Personen, die unter Absatz 1 Nr. 2 
bis 4 fallen, sowie Professoren an staatlichen verwaltungsinternen Fachhochschulen mit Ausbildungs-
gängen für den öffentlichen Dienst können erst nach dem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
oder dem Dienstverhältnis als Angestellter einer Fraktion des Deutschen Bundestages von der Prü-
fung befreit werden. 
 
 
§ 38a StBerG  Verbindliche Auskunft 
(1) Auf Antrag erteilt die zuständige Steuerberaterkammer eine verbindliche Auskunft über die Erfül-
lung einzelner Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung oder für die Befreiung von der Prüfung. 
 
(2) Für die örtliche Zuständigkeit gilt § 37b Abs. 1 bis 3 entsprechend. 
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§ 39 StBerG  Gebühren für Zulassung, Prüfung, Befreiung und verbindliche Auskunft, Kosten-
erstattung 
(1) Für die Bearbeitung des Antrags auf Zulassung zur Prüfung, auf Befreiung von der Prüfung oder 
auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft über die Erfüllung einzelner Voraussetzungen für die Zulas-
sung zur Prüfung oder über die Befreiung von der Prüfung hat der Bewerber eine Gebühr von zwei-
hundert Euro an die zuständige Steuerberaterkammer zu zahlen. 
 
(2) Für die Prüfung hat der Bewerber bis zu einem von der zuständigen Steuerberaterkammer zu be-
stimmenden Zeitpunkt eine Gebühr von eintausend Euro an die zuständige Steuerberaterkammer zu 
zahlen. Zahlt der Bewerber die Gebühr nicht rechtzeitig, so gilt dies als Verzicht auf die Zulassung zur 
Prüfung. Tritt der Bewerber bis zu dem von der zuständigen Steuerberaterkammer zu bestimmenden 
Zeitpunkt von der Prüfung zurück, so wird die Gebühr nicht erhoben. Tritt der Bewerber bis zum Ende 
der Bearbeitungszeit für die letzte Aufsichtsarbeit zurück, so ist die Gebühr zur Hälfte zu erstatten. 
 
(3) In einer Gebührenordnung nach § 79 Abs. 2 können der Höhe nach andere als die in den Absät-
zen 1 und 2 genannten Gebühren bestimmt werden. 
 
(4) Die zuständige Steuerberaterkammer hat die für die Erstellung der Prüfungsaufgaben der Auf-
sichtsarbeiten entstandenen Kosten der für die Finanzverwaltung zuständigen obersten Landesbe-
hörde zu erstatten. Die Vergütungen und sonstigen Aufwendungen für die Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses werden von der zuständigen Steuerberaterkammer unmittelbar an die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses gezahlt. Die für die Finanzverwaltung zuständige oberste Landesbehörde wird 
insoweit von ihrer Zahlungsverpflichtung gegenüber den Mitgliedern des Prüfungsausschusses befreit. 
Für die Zahlungen nach den Sätzen 1 und 2 kann die zuständige Steuerberaterkammer keinen Ersatz 
von der für die Finanzverwaltung zuständigen obersten Landesbehörde verlangen. 
 
 
6.2 Verordnung zur Durchführung der Vorschriften über Steuerberater*innen, Steu-

erbevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften (Auszüge) 
 
 
Verordnung zur Durchführung der Vorschriften über Steuerberater*innen, Steuerbevollmächtigte und 
Steuerberatungsgesellschaften (DVStB) vom 12. November 1979 (BGBl. I, S. 1922), die zuletzt durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 18. Juli 2016 (BGBl. I, S. 1679) geändert worden ist. 
 
 
§ 1 DVStB  Zulassungsverfahren 
(1) Über die Anträge auf Zulassung zur Steuerberaterprüfung entscheidet die zuständige Steuerbera-
terkammer. 
 
(2) Die Anträge auf Zulassung zur Prüfung sind bis zu einem von der zuständigen Steuerberaterkam-
mer zu bestimmenden Zeitpunkt einzureichen. Der Antrag kann nur für die Teilnahme an der nächsten 
Prüfung gestellt werden. 
 
(3) Die zuständige Steuerberaterkammer prüft die Angaben der Bewerber auf Vollständigkeit und 
Richtigkeit. Sie kann vor einer Entscheidung erforderlichenfalls weitere Ermittlungen anstellen. 
 
(4) Über die Entscheidung hat die zuständige Steuerberaterkammer einen schriftlichen Bescheid zu 
erteilen. 
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§ 4 DVStB  Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu stellen. 
 
(2) Der Bewerber muss in dem Antrag angeben 
1. Namen, Wohnsitz oder vorwiegenden Aufenthalt und Anschrift sowie Beruf und Ort der vorwiegend 
beruflichen Tätigkeit, 
2. den Ort der beabsichtigten beruflichen Niederlassung, 
3. ob und bei welcher Stelle er bereits früher einen Antrag auf Zulassung zur Prüfung eingereicht hat, 
4. welche Staatsangehörigkeit er besitzt. 
 
(3) Dem Antrag sind beizufügen 
1. ein Lebenslauf mit genauen Angaben über die Person und den beruflichen Werdegang, 
2. beglaubigte Abschrift der Prüfungszeugnisse, Diplome und Befähigungsnachweise über die gesetz-
lichen Vorbildungsvoraussetzungen für die Prüfung als Steuerberater, 
3. beglaubigte Abschrift der Zeugnisse über die bisherige berufliche Tätigkeit des Bewerbers, insbe-
sondere mit Angaben über Art und Umfang der Tätigkeit auf dem Gebiet der von den Bundes- oder 
Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern, und über bisher von ihm abgelegte einschlägige Prüfun-
gen; Nachweise über die Arbeitszeit, 
4. ein Passbild. 
 
(4) u. (5) (weggefallen) 
 
 
§ 5 DVStB  Sonstige Nachweise 
(1) In den Fällen des § 37a Abs. 1 des Gesetzes ist dem Antrag eine Bescheinigung der nach den 
Vorschriften der Wirtschaftsprüferordnung zuständigen Stelle darüber beizufügen, dass der Bewerber 
Wirtschaftsprüfer oder vereidigter Buchprüfer ist oder die Prüfung als Wirtschaftsprüfer oder vereidig-
ter Buchprüfer bestanden hat. 
 
(2) In den Fällen des § 37a Abs. 2 des Gesetzes sind dem Antrag zusätzlich zu den in § 4 Absatz 3 
Nummer 1, 2 und 4 genannten Unterlagen beizufügen 
1. (weggefallen) 
2. eine Bescheinigung der zuständigen Stelle eines Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines 
Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (Mitgliedstaat oder Vertrags-
staat) oder der Schweiz, durch die nachgewiesen wird, dass der Bewerber ein Diplom erlangt hat, mit 
dem er in diesem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat oder der Schweiz zur Hilfe in Steuersachen berech-
tigt ist, oder eine Bescheinigung im Sinne des § 37a Absatz 3 Satz 3 und 4 des Gesetzes, 
3. soweit erforderlich ein Nachweis über die einjährige Tätigkeit in einem Umfang von mindestens 16 
Wochenstunden im steuerberatenden Beruf sowie ein oder mehrere Ausbildungsnachweise im Sinne 
des Artikels 7 Abs. 2 Buchstabe c der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255  
S. 22) in der jeweils geltenden Fassung, 
4. eine Bescheinigung über eine mindestens dreijährige Berufsausübung in einem Umfang von min-
destens 16 Wochenstunden in einem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat oder in der Schweiz, sofern die-
ser Staat ein Diplom, ein Prüfungszeugnis oder einen sonstigen Befähigungsnachweis eines Drittlan-
des anerkannt hat, 
5. die Bestimmung der Prüfungsgebiete, die bei der Prüfung gemäß § 37a Abs. 4 Satz 4 des Geset-
zes entfallen sollen, sowie ein Nachweis über die für diese Prüfungsgebiete erlangten Kenntnisse. 
Der Antrag und die beizufügenden Unterlagen, soweit sie vom Bewerber stammen, sind in deutscher 
Sprache einzureichen; sonstige Unterlagen sind mit einer beglaubigten Übersetzung vorzulegen. 
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§ 6 DVStB  Zulassung zur Prüfung 
(1) Die Zulassung gilt nur für die Teilnahme an der nächsten Prüfung. Für eine spätere Prüfung bedarf 
es einer erneuten Zulassung. 
(2) Hat der Bewerber die Zulassungsvoraussetzung einer mehrjährigen praktischen Tätigkeit auf dem 
Gebiet der von den Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern im Zeitpunkt der Ent-
scheidung noch nicht voll erfüllt, so kann die Zulassung unter der Bedingung ausgesprochen werden, 
dass der Bewerber diese Zulassungsvoraussetzung spätestens bei Beginn der schriftlichen Prüfung 
erfüllt hat. Der Nachweis ist bis zu dem von der zuständigen Steuerberaterkammer zu bestimmenden 
Zeitpunkt zu erbringen. 
 
 
§ 7 DVStB  Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft 
(1) Der Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
zu stellen. 
 
(2) Die verbindliche Auskunft bedarf der Schriftform. In die Auskunft ist ein Hinweis auf die mögliche 
Rechtsfolge nach Absatz 4 aufzunehmen. 
 
(3) Betrifft die Auskunft eine noch nicht erfüllte Voraussetzung, so ist sie nur dann verbindlich, wenn 
sich der später verwirklichte Sachverhalt mit dem der Auskunft zugrunde gelegten deckt. 
 
(4) Die Auskunft verliert ihre Verbindlichkeit, wenn die Rechtsvorschriften, auf denen sie beruht, geän-
dert werden. 
 
(5) Für das Verfahren sind die §§ 1, 4, 5 und 8 entsprechend anzuwenden. 
 
 
§ 8 DVStB  Antrag auf Befreiung von der Prüfung 
(1) § 1 Abs. 1 und § 4 gelten sinngemäß für einen Antrag auf Befreiung von der Prüfung nach § 38 
des Gesetzes mit der Maßgabe, dass der Bewerber in der Erklärung nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 über etwa-
ige frühere Anträge auf Zulassung zur Prüfung oder auf Befreiung von der Prüfung Auskunft zu geben 
hat. 
 
(2) Der Bewerber hat dem Antrag auf Befreiung von der Prüfung an Stelle der in § 4 Abs. 3 Nr. 2 und 
3 genannten Nachweise beizufügen 
1. in den Fällen des § 38 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes die Bescheinigung einer deutschen Hochschule, 
der er angehört oder angehört hat, über Art und Dauer seiner Lehrtätigkeit auf dem Gebiet der von 
den Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwalteten Steuern; 
2. in den Fällen des § 38 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 des Gesetzes eine Bescheinigung 
a) der letzten Dienstbehörde oder 
b) des Fraktionsvorstands, wenn er bei einer Fraktion des Deutschen Bundestages angestellt gewe-
sen ist, 
über Art und Dauer seiner Tätigkeit auf dem Gebiet der von den Bundes- oder Landesfinanzbehörden 
verwalteten Steuern. 
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